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Betr.: Eingriff der amerikanischen Besatzungsmacht in 
die deutsche Rechtsprechung 

Bezug: Kleine Anfrage 204 der Abgeordneten Dr. Bücher, 
Dr. Werber, Maier (Freiburg), Dr. Klötzer, 
Dr. Brühler und Genossen 
- Drucksache 1846 - 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister des Auswärtigen 
beantworte ich die oben naher bezeichnete Kleine Anfrage wie folgt: 

Die Bundesregierung ist bereits seit dem Jahre 1952 mit dem in 
der Anfrage erwähnten Rechtsstreit L’Orange . . Kopp befaßt. Seit 
dieser Zeit hat das Bundesjustizministerium zusammen mit dem 
Auswärtigen Amt zahlreiche Verhandlungen mit den zuständigen 
Dienststellen des früheren Amerikanischen Hohen Kommissars 
geführt, um die In dieser Sache erfolgten schwerwiegenden Eingriffe 
der amerikanischen Besatzungsbehörden in die private Rechtssphäre 
und in die Unabhängigkeit der deutschen Gerichte zu verhindern 
oder wenigstens in ihren Auswirkungen zu mildern. Die deutschen 
Vorstellungen hatten leider nur beschränkten Erfolg. 

Der Rechtsstreit ist in der Hauptsache gegenwärtig beim Bundes- 
gerichtshof anhängig. Die Bundesregierung Ist daher nicht in der 
Lage, sich zu der Frage der Rechtmäßigkeit der Ansprüche des 
Klägers zu äußern. Es war das besondere Anliegen des Bundes- 
justizministeriums, in dieser Sache wie auch in anderen Fällen die 
Entscheidungsfreiheit der deutschen Gerichte wiederherzustellen. 
Heute - nach dem Inkrafttreten des Protokolls über die Beendigung 
des Besatzungsregimes - sind die Gerichte im Rahmen der bestehen- 
den Gesetze und Verträge in ihrer Entscheidungsfreiheit nicht mehr 
behindert. Die deutschen Gerichte sind auch nicht mehr an das 
Gesetz Nr. 13 der AHK gebunden, da dieses Gesetz gleichzeitig 
mit dem Inkrafttreten der Pariser Verträge am 5. Mai 1955 aufge- 
hoben worden ist. Damit entfällt auch die Im letzten Satz des 
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Absatzes 2 des Artikels 3 dieses Gesetzes vorgesehene Bindung der 
deutschen Gerichte an die von der Alliierten Hohen Kommission 
erteilten Bescheide; die Gerichte sind daher In Ihrer Beweiswürdi- 
gung frei. 

Weder die Bundesregierung noch andere deutsche Behörden sind In 
der Lage, in das schwebende Verfahren einzugreifen. Auch erneute 
Vorstellungen bei der Amerikanischen Botschaft sind nicht angebradnt. 
Die Dienststellen der Vereinigten Staaten können nach Wiederherstel- 
lung der deutschen Souveränität die Auswirkungen früherer Maß- 
nahmen des Amerikanischen Hohen Kommissars nicht mehr be- 
einflussen. 


Neumayer 



